
Die Auslegung des Kelloggpaktes durch
den ame.rikanischen Staatssekretär Stimson*)

Asche Graf von Mandelsloh, Referent am Institut für ausländisches öffent-
liches Recht und Völkerrecht

Der Staatssekretär der Vereinigten Staaten, Henry L. Stimson,
hat am 8. August 1932 vor dem Council on Foreign Relations, einer

privaten wissenschaftlichen Vereinigung, eine bedeutsame Rede über

den Kelloggpakt gehalten. Der verantwortliche Leiter der ameri-

kanischen Außenpolitik nimmt darin zu einzelnen umstrittenen Punkten

der Auslegung des Paktes Stellung. Darüber hinaus bieten seine Aus-

führungen einen interessanten Ausblick auf die Entwicklung des Ver-

hältnisses zwischen dem Pa4t von Paris und dem Völkerbundspakt.
Seine Auslegung des Kelloggpaktes kann als der Versuch einer inhalt-
lichen Angleichung beider Vertragswerke angesprochen werden.

Der Kernpunkt der Rede liegt in- der eindeutigen Stellungnahme
Stimsons für den Rechtscharakter des Vertrages. Der Krieg ist

rechtswidrig 2,). Der Pakt ist nicht nur ein politisches Instrument,
sondern ein echter Vertrag mit bestimmten rechtlichen Wirkungen.

Die einzelnen von Stimson berührten Punkte sind als Folgerungen
und Begrenzungen dieses Prinzips zu verstehen-; dessen näherer Be-

stimmung sie dienen. Sie betreffen den verpflichtenden Charakter des

Kelloggpaktes, die Kons&apos;ultationspflicht, das Selbstverteidigungsrecht,
den Ausschluß positiver Sanktionen und endlich die schon berühmt

gewordene doctrine of non-recognition of the fruits of aggression, die

Nichtanerkennungslehre.
Das ausdrückliche Zugeständnis einer Verpflichtung zur Konsul-

tation (consultation becomes inevitable; necessarily carries with

it the implication of consultation) 3) durch Stimson ist besonders

Abgeschlossen Dezember 1932.
Siehe dazu den Abdruck der Dokumente, T. 2 dieses Bandes S. 588 ff.

2,) Vgl. die Zusammenstellung der Meinungen hierüber bei Nichols, Neutralität

und amerikanische Waffenausfuhr, 1932, Kap. VI, S. 114 s. a. Borchard, diese

Ztschr. I, T. i S. 126; Bilfinger, ebenda S. 71 ff.

3) Der französische Ministerpräsident Herriot stimmte der obligatorischen Kraft

des Paktes und der Konsultationspflicht in einer Erklärung vom 12. Aug. 1932 zu: ... Flemi-

nent politique n&apos;a pas craint d&apos;engager le peupleam entier dans la recon-

naissance d&apos;une telle obligation; Europe Nouvelle No 76o v- 3. Sept. 1932, S. 1062.
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618 von Mandelsloh

beachtlich im Hinblick auf die starke Opposition, die, der Übernahme
gerade einer solchen Verpflichtung von seiten der amerikanischen
Öffentlichkeit unter Hinweis auf die Monroe-Doktrin entgegengebracht
worden i&apos;st.

Der Plan, eine ausdrückliche Konsultativklausel zur Erganzung
des Kelloggpaktes in diesen aufzunehmen, ist zunächst in &apos;einer Be-

sprechung zwischen S t ims o n und dem - französischen Botschafter in

Washington erwogen worden und später- auf der Londoner Seerechts-

konferenz,Gegenstand der Erörterung gewesen 4). Ein Vorbild für eine

solche Klausel bietet Artikel VII des von&apos;Stimson erwähnten sog.
Neunmächte-Vertrages von Washington vom 6. Februar :1922 über die

Politik der offenen Tür in China 5). Eine verwandte Bestimmung weist
der zwischen Frankreich und Großbritannien im Anschluß an die

Lausanner Reparationskonferenzam 13. Juli 1932 geschlossene Konsul-
tativ-Pakt auf. Das Abkommen soll dem Beitritt anderer&apos;Länder offen-

stehen,. bezieht sich jedoch ausschließlich auf das r6gime europ6en. 6).
Für die Unterzeichner des Kelloggpaktes, die zugleich Mitglieder

des Völkerbundes sind, können sich Schwierigkeiten ergeben, wenn

das Konsultationsverfahren des Kelloggpaktes gleichzeitig mit dem im

Völkerbundspakt vorgesehenen Konziliationsverfahren eingeleitet wird.

Die Vereinigten Staaten haben dies im mandschurischen Streit zwischen
China und Japan bekanntlich dadurch vermeiden helfen, daß sie einen
Vertreter in den Völkerbund entsandten, der insoweit an den Ver-

handlungen teilnahm, als sie sich auf die Anwcndung des. Kelloggpaktes
,erstreckten.

Stimson bezeichnet das Recht der Selbstvert.eidigung als die

einzige Schranke des Kelloggpaktes. Dieses Recht ist allgemein an-
erkannt und in dem vorbereitenden Notenwechsel,vorbehalten worden.

Stimson äußert&apos; sich hinsichtlich der Möglichkeit, seine Grenzen zu

bestimmen, ziemlich optimistisch. In Wahrheit ist eine einheitliche

Abgrenzung gewiß nicht leicht zu finden. Soll z. B. nur eine Rechts-&apos;

4) Vgl. näheres Bull. Int. News VII, Nr. 14 S- i ff.; ferner Fenwick, Am. Johrn.
of Int. Law vol. 26, P. 787.

5) Martens, Nouv. Rec. G6n. 3e S6r. t. XIV, S. 323. Les Puissances Contrac-

tantes conviennent que, dans le cas ou une situation se produirait qui, dans l&apos;opinion
de l&apos;une ou Fautre d&apos;entre elles, comporteralt l&apos;application des stipulations du pr6sent
Trait6 et en rendrait la discussion d6sirable, les Puissances Contractantes en cause-

geront ä cet eg, de franc4es et compl communications.
6) Revue de Dir. Intern. (La Pradelle) X (1932) P. 235; Europe Nouvelle NW 755

v. 30. Juli 19.32, S. 941; &lt;Conforni6ment ä Fesprit du pacte de la Soc16td des Ngtions,
ils (les gouvernements) ont Fintention de proc6der, le cas&apos;&amp;h6aut et en toute franchise,

ä. un khange de vues mutuel concernant toutes questions venant ä leur connaissance,

ayant la möme origine que celle qui -vient d&apos; r6g16e si heureusement ä Lausanne et

se rapportant au r europ6en,
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Die Auslegung des Kelloggpaktes durch den amerikanischen Staatssekretär Stimson 619

Verletzung, soll andererseits je-de Rechtsverletzung ein Angriff sein,

oder berechtigen, nur Angriffe auf das Territorium zur kriegerischen
Abwehr? Der japanische Außenminister Uchida hat in einer Rede,

vor dem Parlament 7) gegen den Vorwurf der Verletzung des kello,gg-
paktes durch Japan ausgeführt, daß ein Apgriff auf seine Rechte und

.Interessen vorliege und daß das Japan demgegenüber zustehende

Verteidigungsrecht auch außerhalb der Grenzen des japanischen Terri-

toriums ausgeübt werden könne 8). Briand spricht dagegen in seiner

Note vom 14. Juli 1928 9) nur davon, daß jede Nation freibleibe de

d6.fendre son territoire contre une attaque ou une invasion 10).
Der japanische Außenminister hat noch einen anderen sehr wich-

tigen Punkt des - Selbstverteidigungsrechts berührt. Er führte aus,

der Pakt verbiete einem Staate nicht, nach eigenem Ermessen die-
W

Jenigen Maßnahmen zu ergreifen, die er für die Selbstverteidigung
für erforderlich halte. Diese Auffassung ist für den Kernpunkt der

Stimson-Rede von entscheidender Bedeutung. Sie stellt die Frage
nach der Rechtsnatur des Paktes überhaupt. Das damit berührte

Problem geht der Frage nach der rechtlichen Umschreibung des Ver-

teidigungsrechts voran. Denn wenn die Entscheidung völlig dem Er-

messen der Staaten selbst anheimgegeben ist, hat der Versuch einer

objektiven Umschreibung des Selbstverteidigungsrechtes keinen recht-

lichen Sinn. Ein juristisches Urteil über die Rechtswidrigkeit me5
Angriffes ist nicht möglich, wenn die subjektive Ansicht der Parteien
über ihre Notwehrlage - -und jeder Staat wird stets das $elbstver-
teidigungsrecht für sich in Anspruch nehmen - nicht überprüfbar ist II),

Die Auffassung des japanischen Außenministers ist bei der Vor-

bereitung des Kelloggpaktes mehrfach zutage getreten und vor, allem
auch von amerikanischer Seite geäußert worden. So sagte Kellogg
selbst in seiner offiziellen Note an die Mächte VOM 23. Juni Ig28.i,2):
&quot;Every nation is free at all times and regardless of treaty provisions
to defend its territory from attack or invasion and it alone is com-

petent to decide, whether circumstances require recourse to war Jn.

self-defense.&quot; Ebenso äußerte sich Borah, der Vorsitzende des Aus-

wärtigen Ausschusses &apos;des Senats: no. nation will surrender the

right to determine for itself, what &apos;constitutes an attack or what, is

ju for defense 13).&quot; Und Briand sagt in der obenerwähnten

7) Europe Nouvelle 1932, Nr. 760, S. io62.

8) Die chines. Antwort darauf s. Soe. d. Nat., Journ. Off., Suppl. spk. Nr. io2 S. 37.

9),Lysen, Le Pacte Kellogg, Documents concernant le Trait6 Multilat contre

La Gue&apos;rre, Leyden, 1928, p. 62.

-) Vgl. auch unten Note 12.

I&apos;) S. Bilfinger, diese Zeitschrift Bd. I, T. i S. 71, 72.

2) Lysen, a. a.. Ö. P.,54.
13) U. S. Congr. Record 70th Congr. 2nd Sess. p. io63.
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620 von Mandelsloh

Note vom 14- Juli 1928, daß jede Nation für sich allein est cOmp6tente
pour d si les eirconstances exigent de recourir ä la guerre pour
sa propre d6fense

Bisher hat man in diesem Punkte einen wesentlichen Unterschied
des Kelloggpaktes von dem Völkerbundspakt gesehen 114). Die 2. Bundes-

versammlung (1921) wollte es noch jedem einzelnen Mitglied über-,

lassen, zu entscheiden, ob Art. 16 des Paktes anwendbar sei -5). Im

Gegensatz dazu erklärt der Generalso-kretär in einem Bericht vom

17. Mai 1927 16) es für anerkannt, daß Art. 16 nur nach Maßgabe einer

vorherigen Entscheidung- des Rates zur Anwendung gelangen kann 17).
Der Rat soll also zuständig sein, mit Wirkung für alle Mitglieder die

Feststellung des Rechtsbrechers vorzunehmen. Man hat nun auch
hinsichtlich des Kelloggpaktes die Frage aufgeworfen, ob etwa für

die Unterzeichner der Fakultativklausel die Möglichkeit bestehe, die

Cour perm..,inente diese Rolle übernehmen zu lassen und sie über die

Frage einer Verletzung&quot;des Kelloggpaktes entscheiden zu lassen, und

man hat auch versucht, aus Art. 2 des KellOggpaktes die Verpflichtung
zu einem Schiedsverfahren zu entnehmen.18). Diese Versuche können
keine Aussicht auf Erfolg haben, solange die Staaten auf dem Stand-

punkt stehen, daß in dieser Frage jeder nur sein eigener Richter sein
könne.

In diesem Zusammenhang kann die Bedeutung der Tatsache, daß
Stirnson in seiner Rede auf diese Anschauung nicht zurückgekommen
ist, nicht verkannt werden-. Es beruht dies zweifellos nicht auf Zu-

fall. Stimson sagt, nachdem er festgestellt hat, daß die Grenzen
des Selbstverteidigungsrechts genügend geklärt seien, folgendes: &quot;A

nation, which sought to mask imperialistic policy under the guise
of the defense of its nationals would soon be unmasked. It could not

long hope to confuse or mislead public opinion on a&apos;subject-so well

understood or in a world in which facts can be so easily ascertained

114) Vgl. Rutgers, La mise en harmonie du Pacte de la SociW des Nations avee

le Paete de Paris, Recueil des Cours, Band 38 (1931), S. 82.

15) Über die Behandlung dieser Frage in den Verhandlungen über das Genfer Proto-

kOll (1924) vgl. Baker, The Geneva Protäcol, 1925, S- 107 ff.; DJ ourovitch, Le

Protocole de Gen devant l&apos;opiniön Anglaise, 1928, S. io6 ff.

Soei6t des Niations, Rapports et R6solutions concernant l&apos;art. 16 du Pacte,
A. 14- 1927. V- S. 83-

17) Vgl. auch Rap. de la Prerni&amp;e Commission, XIle Ass. de la S. d. N., 14e seance,

25. sePt- 1931, Journ. Off., Suppl. Spec. No., 93 P. 221: 47. Une chose essentielle ä con-

stater est que l&apos;usage qu&apos;un Etat pr6tendrait faire du droit de 16gitime d&apos;efense

n&apos;6chapperait pas ä la discussion des autres Etats int6ress6s e.t est sournis, pour les

membres de la Soei6t des Nations, ä l&apos;appr&amp;iation du Conseil, notainment dans

l&apos;6ventualit6 oü l&apos;application de l&apos;article 16 est en cause.

118) D. Hunter Miller, ThePeacePactofParis, 1928, S. 144; vgl. fernerRutgers,
a. a. 0. S. 63.
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as they-can be under the journalistic conditions of today.&quot; Diese For-

.mulierungen -sind gewiß sehr vorsichtig gehalten. Vor: allein darf man
nicht übergehen, daß,die public, opinion, noch kein rechtliches Urteil
darstellt. Es wird aber doch offenbar die Möglichkeit einer&apos;objektiven
Beurteilung der Rechtmäßigkeit der Selbstverteidigung unabhängig von

derMeinung des dieses Recht in Anspruch nehmenden Staates selbst ins

Auge gefaßt. Die Ablehnung -der früheren amerikanischen These liegt,
wenn nicht in den Worten, so.doch,im Sinn der&apos;Rede Stimsons.. Sie
-ist mit, dem Rechtscharakter des Angriffsverbotes schlechthin nicht
vereinbar.

Eine andere Frage, ist, ob für die Entscheidung über die Recht-

mäßigkeit der Selbstverteidigung ein, Organ zur Verfügung steht.
Stimson sagt dazu nichts. Es ist aber-bemerkenswert, daß gerade
von amerikanischer Seite1.i9. unter Bezugnahme auf die Stimsonrede
darauf hin ielsweise die Frage&quot; ob. diegewiesen worden ist, daß beisp
Landung amerikanischet Tru &gt;

peu, -.in einem, fremden Lande eine *Ter-P
letzung des Kelloggpaktes darstelle,&apos; nunrilehr von einem dritten Staat
im&apos;Rahmen der. von, Amerika in, neuester Zeit abgeschlossenen Schieds

verträge 2o) der Schiedsgerichtsbarkeit unterwoffen werden könne,
Eine Frage, die trotz- alledem öffenbleibt, ist allerdings,

-

pb die
ForMalisierung des Angreiferbegriffs schön so weit&apos; gelungen ist, oder
überhaupt- gelingen kann, daß eine derartige Entscheidung ini(rechts-
förmlichen Verfahren möglich erscheint. Es ist noch nicht sehr lange
her, daß,Mac D on a 1d bei den Verhandlungen über das Genfer Proto-
köll sagte:.

En. r6alit tous ceux qui connaissent leur histoire savent
I

que l&apos;6tablissement de la regponsäbilit6 d&apos;une agtession est töUjoürs
presque la derni chose que Pön puisse faire; c&apos;est ä Phistorien,
6tudiarit et 6crivaiit cinqüante ans apr une guerre, et jam.ais
ä l&apos;hömme politique qui en&apos;vit les d6buts, qu&apos;il appartient &apos;de d6-
terminer les responsabilit6s

I Dagegen wendet sich Stimson entschieden,gegen jede Sanktion

aus dem Kelloggpakt. Die Durchführung des Vertrages beruhe allein

auf,der Sanktion der öffentlichen Meinung der Welt. 1)ag-ist der auch
bisher eingenommene amerikanische offizielle Standpunkt, den vor

.allem Kellogg vertreten hat. Unter* sanctioiis of force, die ausge-

19) Lowell,Mänehuria,TheLeague,andtheUnitedStates;-Foreign AffairS (americ.)
Bd. io (1932), S. 366.

2o) Garner, The. New Arbitration Treaties -of the- United States, Am. Journal
Int. Law Bd, 23 S. 595.; diese Ztschr. Bd.,i, T. 2 S. 436 ffl.

21) S. d. N., Journ. Off., Suppl. Spde. Nr. 23 (actes de la einquieme Assemblee)
P. 43; s- ferner Serwischer, Kriegsschuldfrap und Kriegsyerhüt-4ngsrecht, Berlin: 1932. -

passim; Westarp, D. j. 7-. 1933 Sp. 16; über den Begriff des Angriffs neuestens Kelsen,
Zt. f. öff. Recht, Bd. XII,. bes,

-

S. 593 0.-- I

I -.- 1.
I

Z. aus]. Öff. Recht u. Nölkerr. Bd. 3, T. ji : Abb. 43
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schlossen sein sollen, sindauch alle wirtscha:ftlichen&apos;Zwangsmaßnahmen
Die besonders von amerikanischer Seite des öfteren vorge-

schlagenen Maßnahmen, die auf einen mit dem Rechts-

brecher hinzielen, vor allem der bekannte Butler-Bericht&apos;und die Capper-
Resolution, werden damit abgelehnt-) 2&apos;3).

,Man hat schon früher gesagt, und es besonders im Hinblick auf

die Stimsonrede &apos;wiederholt, daß durch den Kelloggpakt der Begriff
der&apos;Neutralftät&apos; beseitigt werde 24). Gerade im Hinblick &apos;auf den, Aus-

schluß von Sanktionen muß dies zweifelhaft erscheinen. Der Kellogg-
pakt gebietet keinerlei Teilnahme an einem Kriege. Er verlangt&apos;nicht
die Unterstützung des Angegriffenen. Er verbietet allerdings, den

,RgChtsbrecher zu unterstützen. Damit ist&apos;jedoch der Inhalt&apos;der mög-
Neutralität im Vergleich mit dem schon vor dem Kriege

bestehenden Begriff der Neutralität nicht, geändert. Im Gegensatz zu

&apos;der älteren Anschauung (z. B. von Vattel) 25) hatte sich neuerdings
die Ansicht durchgesetzt, daß die Neutralität nicht&apos;nur Unparteilichkeit
gebiete&quot;SOndern überhaupt leder Forderung eines der Kriegführenden
entgegensteh.e und&apos;eine solche auch dann nicht gestatte, wenn sie beiden

Parteien in gleicher Weise gewährt werde 26)., Im Sinne der Stiffison-

rede scheint im Gegenteil&apos;die Feststellung zu liegen - insbesondere

-wenn man an die* Möglichkeit einer obJektiven Feststellung des

Rechtsbrechers &apos;denkt - daß durch &gt;den Kelloggpakt die Neutralität

Bedeutung* erlangt..&apos; Früher war die Neutralität&apos;
&apos;

von

-besoiider&apos;en Fällen* abgesehen - eine Sache der freien Entschließung9
eines jeden Staates. Durch den Kelloggpakt scheint sie zur Rechts-

pflicht gew.orden zu sein, bis der Rechtsbrecher mit&apos;Wirkung gegen

alle&apos;Vertragsparteien festgestellt ist. jedenfalls enthält,&apos;solange nicht
,feststeht, w.elche Macht es istl die durch ihren lkechtsbruch nach dem

Wortlaut der Präambel devra kre priv6e du b6n6fice du pr6sent Trait6

jede Te&apos;ilnahmehandli ihrerseits die Gefahr einer Verletzung des9

Kelloggpaktes.
-Rechtlich von hervorragendem Interesse ist endlich die be-reits

erwähnte doctrine of non-recognition of the fruits of aggression. In

der Note der Vereinigten Staaten vom 7. Januar 1932 ist sie zum

S. U. S.&apos;Congr.,Ree., 70. Congr., 2. Sess. S. 3198; Bulletin of Jnternat. News

Vol. VIII Nr. 22. S- 7 ff-

23)&apos; S.*auch die Stellungnahme Borahs gegen den Vorschlag eines Boykotts Japans
durch die U. S. A. in Un. Stat. Daily 23. Febr. 1932, Yearly Ind. p. 2884-

24) Vgl. die Zitate bei Nichols, Neutralität &apos;Und amerikanische Waffenausfuhr,

S. 7 Note 3; ferner Darval 1, Contemporary Review 1932, S. 447; Jessup, Am. Journ.
of Int. Law, v01. 26 P.&apos;789.

25) Le Droit des Gens,- tome II liv. III, § § i io u. 126.

Darüber NicholS&apos;, a. a.-0. S. 57 (Note, 146) ff.

27) S. deren Abdruck unten T. 2 dieses Bandes. S. 599.
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Die Auslegung des Kelloggpaktes durch den amerikanischen Staatssekretär Stimson 623

erstenmal ausgesprochen worden, um dann in dem Brief an Borah 2,8),
sowie in der&apos; S t im s onrede wiederholt. zu werden. Nach offizieller-

Meldung soll diese Politik, auch unter der neuen Präsidentschaft bei-,

behalten werden 8a). In der Note vom 7-, Januar 19322 wird zunächst

die legality einer jeden Beeinträchtigung der besonderen Vertrags-
rechte der USA. in China, insbesondere hinsichtlich der Politik der&apos;

offenen Tür, in Abrede gestellt, dann wird insbesondere in bezug auf,

den Kelloggpakt gesagt, daß die Regierung der USA. ))does not. intend

to recognize any situation, treaty or agreement which may be brought
about by means contrary to the covenant and obligations of the Pact,

of Paris &lt;&lt;.
I

I

Diese gern als Stimson-Doktrin (auch Hoover-Doktrin) bezeich,-

nete neue Lehre bietet nach den verschiedensten Seiten Anlaß zu juristi-,
scher Betrachtung zg).

Man kann sich zunächst fragen, ob diese Nichtanerkennung als

eine im freien Ermessen der Staaten stehende Maßnahme aufzufassen&apos;

ist, wie sie, allerdings in anderem Zusammenhang, etwa. die Repressalie
darstellt. Dieser Auffassung scheint S t ims on selbst zu sein. Aus seinem

Schreiben an Borah insbesondere ergibt sich, daß ein gleichartiges Vor-.

gehen anderer Staaten wenn auch erwünscht sei, so doch in, ihrem
Ermessen stehe. Von amerikanischer Seite ist sogar der bestimmten,

Änkündigung der Nichtanerkennung in der Note schon der Vorw&apos;urf,
gemacht worden, daß sie zu weit gehe und daß eine bloße reservation.
of the American position, in this regard(( genUgt hatte 30).

Im Gegensatz dazu ist in der Ratsnote vom 16. Februar 1932
sowie in dem Versammlungsbeschluß vom ii. März 1932 30a.) von einer

Verpflichtung zur Nichtanerkennung die Rede, die neben dem

Kelloggpakt auch auf Art. X des `Völkerbundspaktes gestützt -wird,

Um der Frage auf den Grund zu kommen, wie sich diese sogenannte
Stimson-Doktrin, in den Rahmen des geltenden Völkerrechts einfügti
wird,man zunächst zu prüfeirBaben, was denn für eine Anerkennung
ist, um die es sich hier handelt. Soweit es sich um Tatbestände handelt,
die schon nach geltendem Völkerrecht der Anerkennung bedürfen,
etwa um Entstehung neuer Staaten, ist ihre Bedeutung klar. Eine Be-,

sonderheit bringt die Doktrin insoweit nur in der Auslegung, die ihr

der Völkerbund gegeben hat. Bislang war die Anerkennung neuer

28) Unten T. 2 dieses Bandes S. 595,
,sa U. St.. Daily, 18, JaD- 1933, vol- VII, Nr- 25o, p. 2.

29) S. die interessanten Ausführungen von Wright im Amerie. Journal of Internat.

Law, Bd. 26, S- 344, dazu die Dokumente S. 342 ff.; ferner Yuen-Li Liang, China

Law -Review, V, S. 204.

30) S. Bull. of Internat. News, Bd. VIII, Nr. 22, S. 7 Note 6..

ya) Unten Teil 2 dieses Bandes, S. 603-
43*
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Staaten - von der verfrühten Anerkennung abgesehen -- jedem Staate

freigestellt. Künftig soll sie, in bestimmten Fällen verboten sein. Die
Note spricht aber nicht nur von der Anerkennung einer bestimmten

,,situatio.n.,&apos; sondern auch von der eines treaty&quot; agreement.usw.
Worum handelt es sich hier?

1 ES &apos;ist ein oft zitierter Satz des Völkerrechts, daß ein zwischen
zwei, Staaten abgeschlossener&apos; Vertrag f4r einen dritten, daran nicht

beteiligten Staat eine res inter alios acta sei. Dies bedeutet, daß für
den dritten Staat *aus diesem Vertrage grundsätzlich keine Rechte
und Pflichten entstehen können. Es kann aber nicht bedeuten, daß
die kraft dieses Vertrages zwischen den Staaten A und B bestehende

Rechtsnorm- für den Staat X -überhaupt nicht vorhanden, daß sie&quot;für
ihn ein&apos;.nihil sei. Wer&apos;nicht dem Völkerrecht den Charakter einer Rechts-

ordnung bestreiten will, wird vielmehr davon ausgehen, müssen, daß

auch der Staat X jene Rechtsnorm als zwischen den Staaten A und

B bestehend grundsätzlich gelten lassen- muß. In jeder Rechtsordnung
gibt es Normen, die ihrem Inhalt nach nur&apos;zwischen bestimmten Per-

sonen gelten. und einen anderen zunächst nichts angehen. Und doch
bestehen&apos;sie auch ihm gegenüber und können auch gegen ihn Wir-
kungen erzeugen. So muß etwa X im Falle des Konkurses seines Schuld-

ners A &apos;die Forderung des B gegen A gelten lassen. Dabei handelt es

sich um Rechtswirkungen, nicht nur um faktische oder wirtschaftliche
Einflüsse,. - Auch &apos;im Völkerrecht gibt es diese Tatbestandswirkung
der Norm als Rechtswirkung 31.). So muß der Staat X etwa den Staats-

angehörigen des Staates A, wenn dieser durch Vertrag zwischen A

und B die Staatsangehörigkeit wechselt, nunmehr völkerrechtlich als

Staatsangehörigen des. Staates B gelten lassen. Das heißt, er muß den

Vertrag zwischen A und B als solchen.gelten lassen, und zwar, das

ist das Wesentliche -für die hier vorliegende, Frage, ohne daß es einer
besonderen Anerkennung dieses Vertrages seinerseits bedürfte.

Es gibt nun allerdings Fälle, und sie sind sogar recht zahlreich&quot;
in denen ein Staat einen fremden Vertrag nicht gelten zu lassen braucht,

wenn er ihn nicht anerkannt hat oder, wie. man. meist kurz, aber un-,

genau. sagt,. in denen der Vertrag der Anerkennung dieses Staates bedarf.

Der am meisten erwähnte Fall -ist der, daß der Vertrag Rechte

des dritten Staates berührt. Dabei werden vor - allem Vertragsrechte
31) Das Gutachten der juristenkommission in der Aalandfrage (SA.N., Journ.

Off
- SUPP1- SP6C- NO 3, Okt. 192o) enthält auf S, 17 folgenden Satz: Les Puissances

ont, en effet, dans de nombreux cas, depuis 18 15, et notamment lors de la conelusion

de Trait6s de Paix, cherch6 ä 6tablir un v6ritable droit objectif, de vrais statuts politiques,
dont les effets se font sentir en dehörs mAme du cerele des parties contractantes.,&gt; Weiteres

Material bei Verdross, Die Verfassung der Völkerrechtsgemeinschaft, Wien 1926 S. igi.

Vgl. auch Winkler, Verträge zugunsten, und zu Lasten, Dritter im Völkerrecht,

1932,- § § 20
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in Betracht kommen 32)-4&quot;. Daher bedurften z. B. Gebietsveränderungen,
-nach dem auf dem Wiener Kongreß festgelegten Territorialstatu-t
schon aus diesem Grunde der Anerkennung der an diesen Verträgen
beteiligten Mächte, wie dies die diplomatische Korrespondenz des

ig. Jahrhunderts dartut 33).
Es gibt aber auch Fälle, -in denen die Anerkennung gew&apos;isser dritter

Staaten für Verträge bestimmten Inhalts unmittelbar auf Grund des

gemeinen Völkerrechts notwendig ist. So hat man etwa gesagt, daß

jede wesentliche territoriale Veränderung der Anerkennung bedarf. Im-

vorliegenden Zusammenhang ist dabei besonders bemerkenswert, daß
dies nicht für unbeträchtliche Änderungen gelten Soll 34). Derartige
Verträge wirken also wiederum ipso lure, ohne Anerkennung Andere
wollen noch weiter gehen und meinen, daß j e der dingliche Vertrag 35)
wegen seiner Wirkung erga omnes der Anerkennung bedüde 36). Oder
man stellt den Rechtssatz auf, daß Eroberungen der Anerkennung
bedürfen 37).

Man hat wohl, ob mit Recht oder Unrecht kann dahingestellt
bleiben, noch andere politische Prinzipien aufgestellt, die u.&gt; a. eine

Intervention gegen Vertragsabschlüsse ermöglichen, sei es solche

allgemeiner Natur, sei es mit Rücksicht auf die Entwicklung in be-
sonderen Teilen der Völkerrechtsgemeiiischäft. Als Beispiel könnte
die Monroedoktrin gelten, wenn man sie als Prinzip der. Gegeninter-
vention, etwa im Interesse der Unabhängigkeit der südamerikanischen
Staaten, auffaßt 38). Oder man, könnte an die Zeit- denken, in der man
das europäische Gleichgewicht für einen zwischen bestimmten Mächten

garantierten Status hielt 39)-
Wie dem aber nun auch im Einzelfalle sei, jedenfalls kann fest-

gestellt werden, daß keineswegs ein Staat jeder Vertragsnorm anderer

32) Vgl. Wright, a. a. 0. S. 346 ZU 2; außef den dort Zitierten Anzilotti, Lehrb.
d. Völkerrechts, dtsch. Ausg. S., 319 ff

33) S. Bruns, Fontes Juris Gentium B I, r: Makarov u. Schmitz, Handb. d.
- dipl. Korrespondenz

&apos;

d. europ. Staaten, z. B. die Sätze Nr. 36, 79, 83, 154, 18o, 248-
34) * Vgl. dazu Bruns, Völkerrecht als Rechtsordnung, diese Zeitschrift Bd. I,

T. i S. 24.

35) Im Zonenprozeß, Public. de la Cour Permanente de Justice Internationale
S6rie C Nö 17 S. 121, sprach man von trait6s de dispositiom.

36) Vgl.Wu n sch ik, Die Wirkung der völkerrechtlichen Verträge für dritte Staaten,
Bern&gt; 1930, S. 69.

37) S. Zitate bei Wright, a. a. 0. S- 345, 1; in diesen Zusammenhang gehört wohl
auch die unten T. 2 S. 604 abgedruckte Note der panamerikanischeli Union im Chaco-
Streitfall vom 3. Aug. 1932&apos; die sich ja nicht auf den Kelloggpakt gründet. Vgl. auch den
]Entwur:f eines süd-amerik. Kriegsächtungspaktes, Art. 2, Rev. de Dr. Int. X (1932)
S- 434 nebst Begründung a. a. 0. S. 446.

38) Pradier-Fod6r6, Trait6 de Droit International Publie, Bd. 1 Nr. 365.
- 39) S. oben Note 33.
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Staaten seine Anerkepn-4pg nach Belieben versagen darf,.d.h.&quot;.sie
nach Belieben nicht gelten zu lassen brauche..

Welche Rechtssätze sind es nun, die Anerkennung, wie sie
in der amerikanischen Note vom 7. Januar 1932,erwähnt wird, er

forderlich machen

Klar ist zunächst, daß Regelungen, die inhaltlich mit dem Neun-

mächtevertrag nicht in Einklang stehen, dessen Unterzeichner China
und Japan sind, unter die allgemeine Regel des Verbots eines Eingriffs
in fremde Rechte fallen.

Den Kelloggpakt kann man .nicht ohne weiteres unter die gleiche
Kategorie bringen, da durch ihn keinerlei Rechte auf einen bestimmten

Zustand eingeräumt werden. Es soll auch von territorialen Verände-

rungen abgesehen werden, von denen man bezweifeln kann, ob sie

schon nach allgemeinen Grundsätzen der Anerkennung bedürfen.

Es erhebt sich vielmehr die Frage, ob durch den Kelloggpakt
neue Fälle der Notwendigkeit einer Anerkennung 11

von Verfragsnormen
geschaffen worden sind. Nach der weiten Fassung der amerikanischen
Note und der Völkerbundsresolutionen scheint man davon auszugehen,
daß z.- B. ein Friedensvertrag auch insoweit, der Anerkennung bedarf,
als er dem Angreifer- und Siegerstaat etwa besondere wirtschaftliche

Vorteile einräumt. Die Verletzung des Verbotes kriegerischer&apos; Maß-

nahmen soll auch die Unrechtmäßigkeit von Rechtsakten nach sich

ziehen, die damit in kausalem Zusammenhang stehen, ohne ihrem

Inhalt nach gegen den Kelloggpakt zu verstoßen. Welcher Art aller-

dings dieser Kausalzusammenhang sein muß, wird noch genauer be-
stimmt werden müssen.

Ferner wird man annehmen. müssen, daß die Anerkennung von

seiten eines einzelnen, Staates wirkungslos bleiben soll, -und zwar auch im

Innenverhältnis zwischen ihm und dem Staate, dem gegenüber er die

Anerkennung ausspricht, wenn man mit dem Völkerbundsbeschluß eine

Verpflichtung zur Nichtanerkennung annimmt. Andernfalls- müßte

man zugeben, daß ein Staat durch eine ihrerseits ebenfalls gegen den

Kelloggpakt verstoßende Handlung eine frühere Verletzung dieses Ver-
trages heilen könne. Der Kelloggpakt gehört aber seinem Sinn und

Zweck nach zu denjenigen Kollektivverträgen, die den Parteien nicht

erlauben, im Verhältnis von einzelnen seiner Unterzeichner unterein-
ander von dem Vertrage abzuweichen. Eine Abänderung oder auch

Durchbrechung wird stets der Zustimmung aller Beteiligten bedürfen.

Daraus ergibt sich die Frage nach der Rechtsstellung des Ai -

gegriffenen selbst. Offenbar bedarf es gegebenenfalls auch seiner An-

erkennung des früheren Vertrages durch neuen, freiwilligen Rechtsakt.&apos;
Das bedeutet es wohl, wenn man meint, es sei mit dieser Lehre ein Ein-
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bruch in die Lehre von der Unbeachtlichkeit des Zwanges im Völker-
recht gelungen 40).

Der Rechtswissenschaft bleibt jedenfalls, wenn diese Lehre.Aus-
sieht haben sollte, sich in der Praxis durchzusetzen, eine Anzahl von

Fragen zu lösen. Lowell 41) geht sogar so weit, daß er infolge der von ihm
befürchteten rechtlichen Unklarheit die ganze,- Lehre von vornherein
verdammen möchte.

Die doctrine of non-recognition soll -den Krieg als rechtsbildenden
Faktor aus dem Rechtsleben ausschalten. Die Frage, was an seine
Stelle treten soll, ist allerdings nicht gelöst. Im Rahmen des Kellogg-
paktes bildet lediglich die Konsultationspflicht einen Ansatz zur Aus-

füllung der entstehenden Lücke. Man kann nur hoffen, daß man sich
in diesem Zusammenhang auch des Art. ig des Völkerbundspaktes
erinnert. Er ist die gegebene Basis für eine friedliche Fortentwicklung
des Rechts. Man rufe ihn aus seinem papierenen Dasein ins Leben.
Damit wird man dem Frieden den besten Dienst erweisen. Durch
bloße Auslegung kann man eine zum Bedürfnis gewordene Änderung
des geltenden Rechtes letzten Endes nicht ersetzen.

40) S. Wright, a. a. 0. S. 347.
41) a. a. 0. Foreign Affairs, 1932 S. 367-
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